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<<Ein Auftritt, der lange nachhallen wird>>: Monica Gschwind an der Medienkonferenz d er Baselbieter Regierung zum Sparpaket. 

VON HANS-MARTIN JERMANN 

An der viel beachteten Medienkonfe
renz der Regierung zum Sparpaket hat
te Monica Gschwind (FDP) ihren ersten 
õffentlichen Auftritt als Baselbieter Bil
dungsdirektorin. Die Prerniere im Ram
penlicht ist Gschwind gründlich rniss
glückt. <<Sie hat sich zu einigen Themen 
ungeschickt geãussert und sich im Ton 
vergriffem>, findet Florence Brenzikofer. 
Die Prãsidentin der Baselbieter Grünen 
steht rnit ihrer Einschãtzung nicht allei
ne da. In den (sozialen) Medien hagelte 
es beissende Kommentare zur <<buch
haltenden Bildungsverantwortlichen», 
der <<Tages Anzeigen> sprach von einem 
Auftritt, der <<lange nachhallen wird». 

Was ist genau passiert? Die Kritik ent
zündete sich in erster Linie an 
Gschwinds Ãusserungen zur Hochschul
bildung. Um das Sparziel von 25 Millio
nen Franken bei der Uni Base! zu be
gründen, verwies Gschwind darauf, 
dass die Kosten für die Uni seit 2007 um 
41,5 Millionen Franken, jene für die 
FHNW um 20,1 Millionen gestiegen sei
en. Die Ausbildungsdauer nehme lau
fend zu, konstatierte Gschwind und ver-

stieg sich dann zur folgenden Aussage: 
<<Die jugendlichen sollten sich genauer 
überlegen, was sie wollen, anstatt noch 
ein paar Jahre in der Schule zu sitzen.» 
Ein Journalist fühlte sich prompt zur 
Nachfrage provoziert: <<Halten Sie die 
Studenten für faul?» 

Gschwind wie Margaret Thatcher 
Die Kritil< an der ehemaligen Hõlstei

ner Gemeindeprãsidentin ist teils pole
misch und mitunter getrieben von poli
tischem Kalkül. Allerdings hatte die 52-
jãhrige Treuhãnderin Vorurteile noch 
genãhrt, indem sie bereits vor Amtsan
tritt betonte, bei der Bildung sparen zu 
wollen. Der Auftritt an der Medienkon
ferenz vom Mittwoch zementierte das 
vorgefasste Bild <<einer Verwalterin des 
Abbaus». So erkennt etwa Anna Ott, 
23-jãhrige Nationalratskandidatin der 
Baselbieter Grünen, im <<Frontalangriff 
auf die Uni» Staatsabbau à la Margaret 
Thatcher. 

Womõglich wird Gschwinds politi
sches Credo etwas gar holzschnittartig 
dargestellt. Aus dem Umfeld der Regie
rungssitzungen zum Sparpaket ist zu 
hõren, Gschwind habe sich im Vorfeld 

darüber geãrgert, dass sie nicht mehr 
Zeit gehabt habe, ausgewogenere Vor
schlãge zu unterbreiten. Dies würde den 
unsicheren Auftritt an der Medienkonfe
renz vom Mittwoch teilweise erklãren. 
Gerüchten zufolge hat Gschwind in der 
Regierung gemeinsam mit dem Grünen 
Isaac Reber gegen die 10-Prozent-Kür
zung beim Personalaufwand gestimmt, 
rnit welcher der Kanton 45 Millionen 
einsparen will. Demnach wãren 
Gschwind und Reber von Anton Lauber 
(CVP), Sabine Pegoraro (FDP) und Tho
mas Weber (SVP) überstinunt worden. 

Grünen-Prãsidentin Brenzikofer ist 
zudem überzeugt, dass sich die Über
zeugungen der Neo-Regierungsrãtin 
noch abschleifen werden. <<Wenn sie 
mal die Baselbieter Schuihãuser be
sucht, die Stimmen von Lehrern hõrt 
und sieht, dass unsere Schulzimmer 
nicht für 26 Schüler konzipiert sind, 
wird sie womõglich einiges differenzier
ter sehen.» Brenzil<afer, die selber an ei
ner Sekundarschule unterrichtet, findet 
die vorgeschlagenen Kürzungen bei der 
Bildung wenig kreativ. Diese gingen ein
seitig zulasten des Personals. <<Weshalb 
prüft man nicht andere Ansãtze, etwa, 
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die Mõglichl<eit, Repetitionen an den 
Schulen einzuschrãnl<en?», fragt sie. 

Riesiger Widerstand 
Die Erhõhung der Klassengrõssen auf 

26 Schüler hãit Caroline Mal!, SVP-Land
rãtin und Vizeprãsidentin der Bildungs
komrnission, für nicht durchsetzbar. 
<<Das wird - nur drei]ahre, nachdem das 
Volk an der Urne der Verkleinerung der 
Klassengrõssen zugestimmt hat - auf rie
sigen Widerstand stossen.» Daneben 
kritisiert Mal!, dass die Regierung keine 
konlcreten Vorschlãge unterbreite, wo 
genau sie die 25 Millionen bei der Uni 
einsparen wolle. Das sei aber nicht allei
ne der Fehler Gschwinds. Di e Aufregung 
um deren ersten Auftritt teilt Mal! nicht: 
<<Dass Gschwind bei der Bildung sparen 
will, weiss man schon lange.» Dagegen 
sei grundsãtzlich nichts einzuwenden. 

FDP-Prãsidentin Christine Frey lobt 
derweil, dass Gschwind wie die anderen 
Regierungsrãte <<unangenehme Wahr
heiten» ausgesprochen hãtte. Der Bil
dungsdirektorin müsse man n un Zeit ge
ben, sich einzuarbeiten. Sie sei über
zeugt, dass die Regierungsrãtin bald 
auch gestalten werde, sagt Frey. 

Sparen bei Strassen und nicht bei Menschen 
Gegenvorschlag Di e Grünen 
Baselland sin d nicht zufrieden 
rnit d er Finanzstrategie der 
Regierung. Sie stellten altema
tive Sparrnassnahrnen vor. 

VON DIMITRI HOFER 

Kurz nachdem sie vorgestern ihre Fi
nanzstrategie vorgestellt hatte, hagelte 
es für die Baselbieter Regierung viele 
negative Reaktionen. Zu den schãrfs
ten Kritikern gehõrten die Grünen Ba
selland, die võllig andere Vorstellun
gen davon haben, wie der Kanton sei
nen Haushalt sanieren kõnnte. Im Ver
gleich zu anderen Parteien begnügen 
sie sich nicht damit, bloss aufzuzeigen, 
was ihnen an den prãsentierten Mass
nahmen nicht gefâllt. Stattdessen for
mulierte die Partei eigene Vorschlãge, 
wie in den kommenden vier Jahren ge
spart werden soll. 

Sie seien schockiert über das Sparpa
ket, begrüsste Grünen-Prãsidentin Flo
rence Brenzikofer die anwesenden Me
dienvertreter gestern im Regierungsge
bãude in Liestal. <<Die Strategie der Exe-

kutive trifft die Schwãchsten, gefâhrdet 
die Zusammenarbeit mit Basel-Stadt 
und generiert Kosten in Millionenhõhé 
für die Umsetzung>>, sagte die Landrã
tin. Bei der Bildung, der Kultur und 
dem õffentlichen Verkehr im vorgesehe
nen Ausmass weniger auszugeben, ist 
für die Grünen nicht al<Zeptabel. 

Steuem sollen steigen 
Die Partei erachtet die Finanzstrategie 

der Regierung als ãusserst destruktiv. 
<<Sie macht wichtige Errungenschaften 
des Baselbiets kaputt», erldãrte Frakti
onschef Klaus Kirchmayr. Es sei jedoch 
mõglich, die Baselbieter Finanzen zu sa
nieren, ohne dafür über einen langen 
Zeitraum aufgebaute Werte des Land
kantons zu zerstõren. Deshalb habe 
man sieben Vorschlãge erarbeitet, dank 
denen das Baselbiet rund 200 Millionen 
Franl<en mehr zur Verftigung hãtte. 

Gut die Hãlfte des gesamten Betrags 
soll eine auf fünf jahre begrenzte Steu
ererhõhung in die Kantonskasse spü
len. An dieser führe kein Weg vorbei, 
sagte Kirchmayr. Nach einer Erhõhung 
um zehn Prozent im ersten Jahr hat 
man vor, in den Folgejahrenjeweils um 
einen Prozentpunkt zu reduzieren. 

Steht h inter lsaac Reber: An na Ott ?'J G 

Massnahmen, um Kosten zu sparen, 
sind eine Verschiebung von Aufgaben 
vom Kanton an die Gemeinden sowie 
das Stopfen von Steuer-Schlupflõchern 
bei Unternehmen. In den Unterhalt 
und den Umbau von Kantonsstrassen 
soll weniger investiert werden, schwebt 
den Grünen vor. Die von der Regierung 
angedachte Streichung der Subvention 
an das U-Abo wurde heftig l<ritisiert. 
Dabei handle es sich um ein Erfolgsmo
dell, und nicht wie von Baudirektorin 

Sabine Pegoraro (FDP) behauptet, um 
einen Exoten in der schweizerischen 
Verkehrslandschaft. Für Parteiprãsi
dentin Brenzikofer ist kiar, was bei ei
ner allfâlligen Preiserhõhung gesche
hen wird: <<Die Pendler werden ver
mehrt auf den Individualverkehr zu
rückgreifem>. Der Abbau von 400 Stel
len beim Kantonspersonal werfe das 
Baselbiet überdies um Jahrzehnte zu
rück und dürfe nicht hingenommen 
werden. 

Immer wieder bezeichneten di e Grü
nen gestern die Baselbieter Regierung 
als rechtskonservativ, obwohl sie ihr 
mit Isaac Reber selber angehõren. Die
ser leiste hervorragende Arbeit, was 
aber nichts daran ãndere, dass die Par
tei als Ganzes das Sparpaket ablehne, 
fand Anna Ott, Vorstandsmitglied beim 
Jungen Grünen Bündnis Nordwest. Der 
grüne Massnahmenkatalog wirke 
schneller, sei konstruktiver und gerech
ter als derjenige der Regierung. Da
durch hãtte er auch beim Volk bessere 
Chancen, waren sich die Vertreter ei
nig. Dass ebenjene Bevõlkerung aber 
die bürgerliche Exekutive wãhlte, von 
der die Finanzstrategie stammt, blieb 
unerwãhnt. 

PRESSESCHAU 

NORDWESTSCHWEIZ 
FREITAG,lO. JULI2015 

Die Sparziele der Baselbieter Regie
rung sind gestern über di e Region hinaus 
von d en Medi en breit aufgenommen 
worden. Au eh das Schweizer Fernsehen 
berichtete darüber. In d er Mehrheit d er 
Reaktionen und Kommentare überwiegt 
di e Kritik und Ablehnung d er vorgeschla
genen Massnahmen. Als «unausgewo
gen», <<unrealistisch» und <<nicht umsetz
bar» bezeichnen die Kommentatoren das 
Programm. Lo ben de Worte finden sich 
dagegen fast keine. (BOS) 

TagesWoche 
«Und so trifft es am Schluss ausgerech
net den Baselbieter Mittelstand a m har
testen. Das Lieblingskind d er bürgerli
chen Politik wird die erhofften dauerhaf
ten Einsparungen von 188 Millionen tra
gen müssen. Mit de n Reduktionen i m Bil
dungsbereich, mit hõheren Gebühren für 
den offentlichen Verkehr, mit Lohnkür
zungen de r Staatsangestellten un d tiefe
ren Abzügen. Di e Finanzstrategie 
2016 bis 2019 ist in ihrer Strenge 
wohl ra dika l. Visionãr ist an ihr aber 
nichts. Vordergründig tastet di e Regie
rung sehr wohl Tabus an: die Mitarbeite
rinnen un d Mitarbeiter des Kantons, an
gesehene lnstitutionen wie di e gemein
sam getragene Universitat. de n Kultur
vertrag, das beliebte U-Abo. Was bleibt, 
ist die Tatsache, dass dies alles konventi
onelle Leistungskürzungen sind- e ine 
Reaktion auf gewachsene Strukturen. Ei
ne ne ue lnvestitionsstrategie. di e Er
schliessung neuer Einnahmequellen 
oder zumindest di e Erwagung einer An
passung der Steuerkurve: Fehlanzeige. 
Stattdessen verwaltet d er Kanton das 
Alte.» ANDREAS SCHWALD 

Basler i tun g 
<<Das Unterfangen d er Baselbieter Regie
rung, in kürzester Zeit ei ne neue Finanz
strategie für die nachsten vier Jahre aus 
dem Hut zu zaubern, musste scheitern: 
Der gestern vorgestellte Sparkatalog für 
vier Jahre dürfte zu einem guten Teil nicht 
umsetzbar sein- au eh nicht mit ei ne r 
bürgerlichen Mehrheit i m Landrat. Zu 
viel, was di e Regierung ausgebreitet hat, 
sind blosse Luftschlõsser. Unrealisti
sche Zielsetzungen, wie etwa de r Abbau 
gleich jedes zehnten Staatsangestellten, 
lenken di e Debatte u m de n Staatshaus
halt bloss auf e ine unfruchtbare Ausein
andersetzung überideologische Grund
satze. Dringender ware aber der Fokus 

f das Budget des nãchsten Jahres, 
as tatsachlich unter Zeitdruck nachzu

THOMAS DÃHLER 
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«Gieichwohl kommen auffallig viele Ein
richtungen an di e Kasse, di e in de n ver
gangenen Jahren von rechtsbürgerlicher 
Seite immer wieder ins Visier genommen 
wurden, aber di ese Attacken überstan
den- di e Fachstelle zur Gleichstellung 
für Mann un d F ra u ist das Vorzeige-Bei
spiel dafür. Bezeichnenderweise bilden 
di e Lehrer, de nen fix mehr Pflichtstunden, 
grõssere Klassen aufgebrummt, dafür 
aber di e Altersentlastung gestrichen wer
den so li, di e a m meisten gebeutelte Be
rufsgruppe. Sie hatten i m Landrat bei d en 
Bürgerlichen schon immer ei nen schwe
ren Stand. Keine Frage: Das jüngste 
Sparpaket- nennen wir es doch gleich
wohl so- kommt auf de n ersten Blick 
wie e ine Abrechnung der Rechten 
mit d er Linken daher. ( ... ) Di e Sanie
rung bietet mit ihrer Ausrichtung Links 
und Grün reichlich Munition. Sicher wer
den die Wahlverlierer, als Beispiel, das 
beliebte U-Abo genussvoll nutzen, u m i m 
Hinblick auf die Wahlen vorn 18. Oktober 
gegen die Bürgerlichen zu punkten. Wie 
gesagt: Dass gespart werden muss. se-
h en al le ein. Ob derWeg, wie gespart 
wird, de r richtige ist. sagt am Ende halt 
doch das Volk.» JÜRG GOHL 


